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Auftrag Menghini-Inauen «Sicherung der dezentralen Zollstrukturen und Grenzsicherheit» 

Sehr geehrte Frau Standespräsidentin 

Hohe Regierung 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen 

Der vorliegende Auftrag berührt zentrale Interessen von Graubünden. Entsprechend stehen hier 

grundlegende Fragen im Zentrum: die Grenzsicherheit unseres Kantons und die 

Funktionsfähigkeit unserer Grenzregionen. 

Ich nehme gerne zur Kenntnis, dass die Regierung die Überweisung dieses Auftrags beantragt. 

Das ist ein wichtiges Signal. Gleichzeitig muss ich aber auch feststellen, dass die vorliegenden 

Antworten in zentralen Punkten eher vage und unverbindlich bleiben. 

Der Ausgangspunkt ist bekannt: Trotz eines klaren politischen Auftrags zur Stärkung des 

Grenzwachtkorps im Jahr 2017, wurde der Personalbestand im Kanton Graubünden von 64 auf 55 

Stellen reduziert und liegt nun für den grössten Grenzkanton mit 25% Landesgrenzanteil deutlich 

unter 2% des Gesamtbestandes von gut 4000 Mitarbeitenden im Bundesamt für Zoll und 

Grenzsicherheit. Das ist kein Detail – das ist eine sicherheitspolitisch relevante Entwicklung mit 

konkreten Auswirkungen: nämlich weniger Präsenz vor Ort, längere Reaktionszeiten, eine 

Schwächung des Sicherheitsgefühls der Bevölkerung und ein Abbau von lokalen 

Zolldienstleistungen für die Wirtschaft. Diese Entwicklung mag ein Teil einer strategischen 

Neuausrichtung des Bundes sein. Zentralisierung, Digitalisierung, Effizienzsteigerung – das sind 

die Schlagworte. Doch was auf nationaler Ebene als Optimierung erscheint, bedeutet für unseren 

Kanton eine reale Schwächung. Und es zeigt sich zunehmend, dass selbst innerhalb des Bundes 

noch unklar ist, wohin die Reise konkret führt. Verbindliche Aussagen zu Strukturen, Ressourcen 

und zur zukünftigen Organisation fehlen teilweise bis heute, was die Unsicherheit zusätzlich 

verstärkt. 

Graubünden ist halt nicht irgendein Kanton. Wir haben knapp 500 Kilometer Landesgrenze, 

Übergänge zu drei Staaten und topografisch anspruchsvolle Räume. Diese Realität verlangt ein 

Sicherheitsdispositiv, das vor Ort verankert ist – nicht eines, das primär aus der Distanz gesteuert 

wird. Die zunehmende Verlagerung hin zu mobilen Kontrollen mag vielleicht in flachen Regionen 

funktionieren. In unserem Kanton stösst dieses Modell an klare Grenzen. Lange Distanzen, 

Alpenpässe und schwierige Erreichbarkeit führen dazu, dass wertvolle Zeit verloren geht – Zeit, 

die für Kontrollen und Interventionen fehlt. Das schwächt nicht nur die Sicherheit, sondern auch 

die Qualität der Dienstleistungen. Und es geht dabei nicht nur um die Grenzregionen selbst. Eine 

Schwächung der Kontrollen an den Landesgrenzen hat direkte Auswirkungen auf den gesamten 

Kanton und den inneren Landesraum. Denn wenn sicherheitsrelevante Ereignisse erst im 

Landesinneren festgestellt werden, ist es oft bereits zu spät. Wir müssen deshalb dort ansetzen, 

wo Prävention am wirksamsten ist – an der Grenze. Eine starke Präsenz vor Ort ist und bleibt die 

erste und entscheidende Sicherheitslinie. Und schliesslich ist auch die Wirtschaft betroffen, 

denn Unternehmen in den Grenzregionen sind auf zuverlässige, effiziente und lokal verfügbare 

Zolldienstleistungen angewiesen. Wenn diese fehlen, entstehen Verzögerungen, Mehraufwand 

und Wettbewerbsnachteile. Das können wir uns gerade in peripheren Regionen schlicht nicht 

leisten. 

Hinzu kommt eine weitere Entwicklung, die uns aufhorchen lassen muss: Die Stelle des Chefs der 

Zollregion Ost in Chur wird derzeit nicht wiederbesetzt. Auf Anfrage von Nationalrat Hug spricht 

der Bundesrat von einer Übergangslösung und prüft gleichzeitig die gesamte 

Organisationsstruktur. Offenbar stehen aber auch weitergehende organisatorische Anpassungen 

bis hin zu möglichen Zusammenlegungen oder Zentralisierungen im Raum. Das zeigt deutlich, 



 

dass die Strukturen zur Diskussion stehen. Und damit nicht nur die Zukunft von Standorten, 

sondern auch von Kompetenzen in unserem Kanton. 

Meine beiden Mitunterzeichner und ich hatten bereits einige Treffen mit Vertretern des 

Bundesamts für Zoll und Grenzsicherheit auf verschiedenen Stufen, unter anderem auch mit dem 

Direktor und dem Vizedirektor persönlich. Diese Gespräche schätzen wir ausdrücklich. Sie sind 

wichtig und zeigen, dass ein Dialog stattfindet. Gleichzeitig müssen wir aber auch festhalten: 

Sie geben uns keine ausreichende Sicherheit, dass es nicht zu weiterem Personalabbau oder zu 

einer fortschreitenden Zentralisierung kommt. Im Gegenteil – in den Gesprächen wird deutlich, 

dass die aktuellen Entwicklungen und Überlegungen beim Bund genau in diese Richtung gehen. 

Und diese Entwicklung erfolgt tendenziell zulasten der Grenzregionen, wie wir sie im Kanton 

Graubünden haben. Das ist aus unserer Sicht wirklich sehr beunruhigend. Eine Verschiebung von 

Personal weg von den Bündnergrenzen an andere Landesgrenzen können und sollten wir uns nicht 

leisten. Deshalb braucht es ein gemeinsames Handeln von Regierung, Parlament, Wirtschaft und 

auch unserer Bundesparlamentarier. Wir alle müssen hier am gleichen Strick ziehen. Nur so 

können wir sicherstellen, dass die Interessen unseres Kantons auf Bundesebene das notwendige 

Gewicht erhalten. Wir werden diesen Prozess weiterhin aktiv begleiten und auch den Einbezug 

der Bundesparlamentarier gezielt verstärken, wenn nötig, mit entsprechenden Vorstössen auf 

Bundesebene. Denn für uns ist klar: Wir bleiben dran. Ein stilles Hinnehmen dieser Entwicklung 

ist für uns keine Option. 

Und deshalb genügt es nicht, wenn wir uns auf allgemeine Aussagen beschränken. Die Regierung 

schreibt, sie werde sich «im Rahmen ihrer Möglichkeiten» einsetzen und weist gleichzeitig darauf 

hin, dass ihre Mittel beschränkt seien. Ja, die Kompetenzen liegen beim Bund. Aber 

Bundeskompetenz bedeutet nicht, dass der Kanton keine Rolle spielt. Im Gegenteil: Gerade in 

solchen Bereichen ist eine aktive, klare und ja, manchmal vielleicht auch etwas unbequeme 

Interessenvertretung umso wichtiger. Der Kanton kann zwar keine Weisungen erteilen – aber er 

kann Erwartungen formulieren, konkrete Forderungen stellen und vor allem kann er auch 

politisch Einfluss nehmen. Denn politische Interessenvertretung bedeutet eben auch, den Druck 

aufrechtzuerhalten. In einem sicherheitspolitisch sehr sensiblen Bereich sind unverbindliche 

Absichtserklärungen nicht ausreichend. Ich wünsche mir deshalb von der Regierung eine aktive 

und verbindliche Vorgehensweise in dieser für Graubünden wichtige Sache. 

In diesem Sinne braucht es klare Aussagen dazu, wie der Kanton gegenüber dem Bund auftritt, 

welche konkreten Forderungen eingebracht werden, und wie die Interessen Graubündens 

koordiniert vertreten werden – sei es in Bern, in der KKJPD oder mit den Bundesparlamentariern. 

Denn eines ist klar: Wenn wir unsere Interessen nicht geschlossen vertreten, werden sie in der 

nationalen Gesamtbetrachtung untergehen. Der Kern dieses Auftrags ist deshalb nach wie vor 

sehr aktuell und richtig: Graubünden braucht ein dezentrales, reaktionsschnelles und lokal 

verankertes Sicherheitsdispositiv. Die Verteidigung unserer Landesgrenzen beginnt nicht in Bern 

und auch nicht in einem zentralen System. Sie beginnt vor Ort – in unseren Tälern, an unseren 

Grenzübergängen, bei den Menschen, die dort leben und arbeiten. 

Ich bedanke mich nochmals bei der Regierung für die Empfehlung, diesen Auftrag zu überweisen, 

verbinde dies aber auch mit einer klaren Erwartung: Nutzen auch Sie diesen Auftrag für eine 

klare Positionierung gegenüber dem Bund, damit Graubünden nicht der Verlierer einer 

schweizweiten Zentralisierung wird. 

Vielen Dank für die Unterstützung unseres Auftrags. 


